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Wirkung zerstört, beschädigt oder vor­
zeitig baufällig geworden sind. Entschei­
dung über das Einzelobjekt trifft der Ent­
trümmerungsträger oder höhere Dienst­
stellen. Eingeschlossen sind die Kosten für 
Aussortieren (nicht Aufbereiten) und Ver­
laden verwendbarer Stoffe;

b) Verfüllung von Kellerräumen bei nicht 
sofortiger Wiederbebauung beräumter 
Grundstücke oder Herstellung und Unter­
haltung verkehrssicherer Einfriedigung 
des Grundstücks;

c) Zuschütten von Brunnen auf beräumten 
Grundstücken;

d) bei Abtragung gegründeter Bauwerke 
Maßnahmen zur Wiederherstellung des 
Gleichgewichtes der Bodenmechanik;

e) Beräumung von öffentlichen Verkehrs­
wegen von Bauteilen und Verkehrshin­
dernissen, entstanden durch unmittelbare 
oder mittelbare Kriegseinwirkung. (Nicht 
zur Enttrümmerung gehören die Kosten 
zur Wiederinstandsetzung von Versor- 
gungs- und Fernmeldeleitungen sowie die 
Umbaukosten für Leitungen in abgeräum­
ten Trümmerstellen.)

II. Bauvorbereitende Maßnahmen
a) Niederlegung und Entfernung von Gebäu­

den oder Gebäudeteilen, Verkehrswegen 
oder Leitungen, deren Standplatz aus 
Gründen der Neuplanung von Stadtteilen 
anderer Zweckbestimmung zugeführt wird; 
im übrigen gelten sinngemäß die Bestim­
mungen gemäß Abschnitt I Buchstaben a 
bis d;

b) Begrünung abgeräumter, zunächst nicht 
wieder bebauter Grundstücksflächen;

III. Kippstellen und Haldengelände 
Vorherige Abtragung, vorläufige Lagerung 
und nachträgliche V/iederaufbringung von 
Mutterboden;

IV. bis zu l°/o der Plansumme für Kosten der Be­
arbeitung und Überwachung der Enttrümme­
rung bei Inanspruchnahme dritter, nicht zur 
Verwaltung der Plan- und Enttrümmerungs­
träger gehörender Personen.

Über den Rahmen der Abschnitte I bis IV hin­
ausgehende Leistungen bedürfen in jedem Einzel­
fall vorheriger Zustimmung des Ministeriums für
Aufbau.
(3) Weitergabe von ganzen oder in Lose aufgeleil- 

ten Enttrümmerungsobjekten an Nachausführende 
ist unzulässig. Teilleistungen wie Spreng- und 
Schneidearbeiten sowie Transportleistungen können 
an Nachausführende vergeben werden.

(4) Bei der Ausführung von Enttrümmerungs­
arbeiten ist die Bauaufsicht der Abteilungen Auf­
bau der Räte der Stadt- und Landkreise einzu­
schalten.

(5) Der ausführende Betrieb hat an der Enttrüm­
merungsstelle ein Tagebuch zu führen, in welches

täglich alle Leistungen, Baustoffbergungen sowie 
erfolgte Kontrollen und erteilte Auflagen usw. ein­
zutragen sind. Das Tagebuch muß alle für die Be­
richterstattung der Enttrümmerungsarbeiten erfor­
derlichen Angaben enthalten.

§ 4
Zu § 2 Abs. 4 der Anordnung

(1) Zahlungen an die ausführenden Betriebe wer­
den geleistet auf Grund von Rechnungen, die vom 
Enttrümmerungsträger geprüft und bestätigt sein 
müssen.

(2) Die durch Abrechnung festgesteliten Kosten 
der Enttrümmerung sind aktenmäßig festzuhalten.

(3) Forderungen aus Enttrümmerungskosten kriegs- 
beschädigter Grundstücke können bis zur gesetz­
lichen Regelung nicht geltend gemacht werden, un­
beschadet der gebührenfreien Eintragung in das Ob­
lastenbuch oder ähnliche Nachweisungen.

§ 5
Zu § 3 Abs. 1 der Anordnung

(1) Alle bei der Enttrümmerung gewonnenen Bau­
stoffe sowie Schrott werden auf Grund der Meldun­
gen (vgl. § 8) von den Abteilungen Aufbau und Ma­
terialversorgung der Räte der Stadt- und Landkreise 
im Einvernehmen mit den entsprechenden Haupt­
abteilungen der Landesregierungen erfaßt und plan­
mäßig laufend eingesetzt unter Beachtung der kürze­
sten Transportwege, so daß an den Bergungsstellen 
eine Stauung der gewonnenen Stoffe vermieden 
wird. Bei dennoch eintretendem Stau der gewonne­
nen Stoffe erstatten die Enttrümmerungsträger 
formlosen Zwischenbericht an die genannten Stellen.

(2) Aufbereitungskosten für nichtmetallische Stoffe 
sind grundsätzlich aus den Verkaufserlösen zu be­
streiten. Als Verkaufspreis gilt der zulässige Preis 
für aufbereitete nichtmetallische Stoffe. Soweit Ver­
kaufserlöse noch nicht vorhanden sind, können die 
Aufbereitungskosten aus den planmäßigen Ent­
trümmerungsmitteln bevorschußt werden und sind 
bis zum Abschluß des Enttrümmerungsvorhabens 
aufzurechnen.

§ 6
Zu § 4 Abs. 1 der Anordnung

(1) Für den Verkauf von gewonnenen Stoffen gel­
ten die preisrechtlich festgelegten Preise:

a) für nichtmetallische Stoffe die Preise gemäß 
der Preisanordnung Nr. 74 vom 4. Dezember
1947 über die Preisbildung für nichtmetallische 
Baustoffe aus der Enttrümmerung (PrVOBl.
1948 S. 10) und der Preisverordnung Nr. 152 
vom 2. Mai 1951 (GBl. S. 384),

b) für Nutzeisen und Eisenschrott die Preise ge­
mäß Preisanordnung 7 vom 20. Januar 1947 
über die Regelung der Preise für Altstoffe 
(PrVOBl. 1948 S. 51),

c) für Messing-, Kupfer-, Blei- und Aluminium­
schrott vorbehaltlich einer Neuregelung die 
Preise von 1944.

(2) Bei Abgabe von Mauerziegeln können bis 25°/o 
in teilformatigen Steinen geliefert werden.


